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Betrifft: Beirat für die ungarische Volksgruppe; 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das land- und 
forstwirtschaftliche Bundesschulgesetz und das SchUG 
geändert werden; 
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Bundesgesetz betreffend die Grundsätze für land- und 
forstwirtschaftliche Berufsschulen geändert wird; 
Stellungnahme 

Das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst erlaubt sich zu den o.z. 

do. Gesetzentwürfen mitzuteilen, daß der Beirat für die 

ungarische Volksgruppe mit Schreiben des Vorsitzenden vom 

26. März 1994 (beim Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst 

eingelangt am 13. April 1994) bzw. vom 10. April 1994 die 

nachstehenden Stellungnahmen abgegeben hat. 

Zum Entwurf eines Bundesgesetzes. mit dem das Land- und 

forstwirtschaftliche Bundesschulgesetz und das SchUG geändert 

werden: 

"Die Intentionen des vorliegenden Entwurfs als Konsequenzen aus 

den in den Erläuterungen dezidiert genannten SchOG-Novellen 

finden volle Zustimmung. 
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Gegen die vorliegenden Änderungen dieses Bundesschulgesetzes 

und die spezifischen neuen SchUG-Passagen (§ 64 bzw. § 82) 

besteht kein Einwand." 

Zum Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Bundesgesetz 

betreffend die Grundsätze fÜr land- und forstwirtschaftliche 

Berufsschulen geändert wird: 

"-

"Der Beirat fÜr die ungarische Volksgruppe findet die 

Überlegungen zur Beseitigung der allgemeinen Schulpflicht bzw. 

die Schaffung des neuen gesetzlichen Rahmens fÜr schlÜssig; die 

vorgeschlagenen Änderungen zu den Grundsatzbestimmungen (d.s. 

§ 2 Abs.1 und 2: Verpflichtung neben Freiwilligkeit) werden 

bejaht. " 

25 Ausfertigungen der Stellungnahmen ergehen u. e. an das 

Präsidium des Nationalrats. 

.� 5'iie Richtig / it 
d· IAusfer ig : 

19. April 1994 
FÜr den Bundeskanzler: 

TICHY 
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